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Abteilung Umwelt Wiesbaden 
 

 

Ausgabe 9 • August 2004 

 
 
Liebe Leserinnen und Leser, 
 
in der letzten Ausgabe hatte ich Ihnen bereits einige Veränderungen der Organisationsstrukturen der 
Regierungspräsidien, gerade auch bei den Staatlichen Umweltämtern, angekündigt. 
In unserem Hause wurden Umstrukturierungen notwendig, nachdem im Rahmen von Einsparmaß-
nahmen beschlossen worden war, dass die Umweltabteilung in Hanau aufgelöst wird und einige De-
zernate fusionieren werden. 
Für die Abteilung Wiesbaden trat die Neuorganisation bereits zum 1.06.2004 in Kraft. 
Für die Abteilungen Darmstadt und Frankfurt, die die Kolleg/Innen von Hanau aufnehmen und hier-
für noch einen großen organisatorischen Aufwand betreiben müssen, ist der 1.01.2005 vorgesehen. 
Unsere Abteilung heißt nicht mehr "Abteilung Staatliches Umweltamt Wiesbaden", sondern "Abteilung 
Umwelt Wiesbaden". Die Ordnungsziffer für unsere Abteilung wird nach wie vor "IV/WI" sein. 
Mit der Umstrukturierung haben wir die Anzahl der Fachdezernate von 10 auf die nachfolgenden 7 
verringert: 
 �

 41.1: Grundwasser, Bodenschutz �
 41.2: Oberflächengewässer �
 41.3: Abwasser, Anlagenbezogener Gewässerschutz �
 42: Abfallwirtschaft �
 43.1: Immissionsschutz – Metall u.a. –, Strahlenschutz �
 43.2: Immissionsschutz – Chemie u.a.; �
 44: Bergaufsicht 

 
Ich gehe davon aus, dass wir in dieser neuen Konstellation weiterhin qualifizierte Arbeit leisten wer-
den – hierzu gehört auch, Ihnen mit dem "RPU Wiesbaden Journal" nützliche und interessante Infor-
mationen aus dem gesamten Bereich des technischen Umweltschutzes an die Hand zu geben. 
 
Über Ihr Lob, aber auch über Kritik, Anregungen und Verbesserungsvorschläge freuen wir uns. 
 
Ihr 
 
 
Bernd Rolff 
Abteilungsleiter 
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Informationssystem für den „Anlagenbezogenen Gewässerschutz“ (WALIS) 
(Om/St) Bei den hessischen Regierungspräsidien wurde ein „Wasserwirtschaftliches 
Anlageninformationssystem“ („WALIS“) als Fachinformationssystem eingeführt. Bis-
her wurden nur Daten über Betriebe und deren Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen erfasst. Seit Sommer 2003 werden auch Informationen zu industriel-
len Abwassereinleitungen und –anlagen mit aufgenommen. Zukünftig werden hierüber 
auch automatisierte Schreiben an die Betreiber zwecks Überwachung von Pflichten ver-
schickt. 
Der anlagenbezogene Gewässerschutz umfasst 
u.a. die Bereiche Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen sowie industrielle und gewerb-
liche Abwassereinleitungen. In Hessen gibt es 
ca. 25 000 Betriebe, die für den Gewässerschutz 
von Bedeutung sind, weil sie mit wassergefähr-
denden Stoffen umgehen und/oder dort Abwas-
ser anfällt, das wegen seiner Inhaltsstoffe nicht 
ohne vorhergehende Behandlung in ein Gewäs-
ser oder eine kommunale Kläranlage eingeleitet 
werden darf. Zur Erfassung und Überwachung 
dieser Daten wurde „WALIS“ (Wasserwirt-
schaftliches Anlageninformationssystem) ent-
wickelt und bei den acht Umweltabteilungen 
„der Regierungspräsidien in Hessen eingeführt. 
(s. a. Textbeitrag aus dem RPU Wiesbaden 
Journal, Spezialausgabe: Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen, S. 11). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Dateneingabe für den Bereich „ Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen“  erfolgt seit 
dem Jahr 2000. Diese umfasst u.a. die Anla-
generfassung, Überwachung der erforderlichen 
Sachverständigenprüfungen von einmalig und 
wiederkehrend prüfpflichtigen Anlagen, Über-
wachung der Mängelbeseitigung, usw.. 
Seit Mitte 2003 werden zusätzlich die Daten 
für den Bereich „ Gewerbliches Abwasser“  
eingegeben. Hierbei werden Daten zu Abwas-
seranlagen, Erlaubnisse von Abwassereinlei-
tungen, Ergebnisse aus der staatlichen Einlei-
terüberwachung usw. erfasst. 
Dieses Jahr ist geplant, die Überwachung der 
Betreiberpflichten zu automatisieren. Dabei 
wird bei bestimmten Verarbeitungsabläufen die 
Fälligkeit von Pflichten geprüft und Schreiben 
automatisch erstellt. Hat z.B. ein Betreiber eine 
wiederkehrend prüfpflichtige Anlage nicht prü-
fen lassen, wird ein erstes Schreiben verschickt, 
das ihn zur Prüfung auffordert. Die weiteren 
Schritte, wie Mahnung, Zwangsgeldfestsetzung 
usw. werden dann automatisch vom DV-
System erzeugt und gedruckt, wenn bestimmte 
Fristen überschritten werden. 
Diese Vorgehensweise soll insgesamt zu einer 
besseren Einhaltung der Prüfpflichten in den 
Betrieben beitragen. 
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Begrenzung der Folgen von Unfällen mit gefährlichen Stoffen mit Hilfe 
des Planungsrechts 
(Haf) Der Betrieb von verfahrenstechnischen Anlagen, insbesondere der Umgang mit 
brennbaren, explosiven oder mit giftigen, gasförmigen Stoffen stellt unvermeidlich ein 
Gefahrenpotential für die Umgebung solcher Anlagen dar. Ein angemessener Abstand 
zwischen öffentlich genutzten Gebieten und gefährlichen Industrieansiedlungen ist ein 
Instrument, um es im Falle schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen nicht zu einer 
stärkeren Gefährdung der Bevölkerung kommen zu lassen. 
Tatsächlich zeichnen sich unsere historisch 
gewachsenen Wirtschaftsräume durch eine 
dichte Bebauung aus, in denen Standorte von 
Industrieanlagen in direkter Nachbarschaft zu 
Wohngebieten und Trassen für Verkehrswege 
angesiedelt sind. 
Angesichts der Unfälle von Bhopal und Mexiko 
City, die aufgezeigt haben, welche Gefahren 
von gefährlichen Anlagen in der Nähe von 
Wohnvierteln ausgehen können, hat die EU ihre 

Mitgliedstaaten mit dem Erlass der Richtlinie 
96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 1996 
(Seveso-II-Richtlinie) verpflichtet, in ihren 
nationalen Rechtssystemen Regelungen vorzu-
sehen, die gewährleisten, dass langfristig ein 
angemessener Abstand zwischen gefährlichen 
Betrieben einerseits und den von der Bevölke-
rung genutzten Flächen andererseits eingehalten 
wird. 
 

�
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Aus Artikel 12 der Seveso-II-Richtlinie: 
Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass in ihrer 
Politik der Flächenausweisung oder Flächen-
nutzung und/oder anderen einschlägigen Politi-
ken sowie den Verfahren für die Durchführung 
dieser Politiken langfristig dem Erfordernis 
Rechnung getragen wird, dass zwischen den 
unter diese Richtlinie fallenden Betrieben ei-
nerseits und Wohngebieten, öffentlich genutzten 
Gebäuden und Gebieten, wichtigen Verkehrs-
wegen (so weit wie möglich), Freizeitgebieten 
und unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes 
besonders wertvollen bzw. besonders empfind-
lichen Gebieten andererseits ein angemessener 
Abstand gewahrt bleibt […], damit es zu keiner 
Zunahme der Gefährdung der Bevölkerung 
kommt. 

Der Bundesgesetzgeber kam dieser Ver-
pflichtung mit einer Ausdehnung des An-
wendungsbereiches des § 50 BImSchG (Än-
derung des BImSchG vom 19.10.1998) nach: 
Aus § 50 BImSchG: 
Bei raumbedeutsamen Neuplanungen und 
Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nut-
zung vorgesehenen Flächen einander so zuzu-
ordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen 
und von schweren Unfällen im Sinne des Arti-
kels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG in Be-
triebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen 
auf die ausschließlich oder überwiegend dem 
Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige 
schutzbedürftige Gebiete so weit wie möglich 
vermieden werden. 

Allerdings ist dem in dieser Norm zum Ausdruck 
gebrachten Planungsziel damit keine absolute 
Priorität eingeräumt. Im Einzelfall können ande-
re, im Baugesetzbuch als maßgebliche Norm für 
den Planungsträger genannten Planungsziele 
überwiegen (z.B. dringend erforderliche und 
anderweitig nicht zu erreichende Verbesserungen 
der Infrastruktur eines Gebietes). 
Um angemessene Abstände für Flächen nicht 
vereinbarer Nutzungen zu bestimmen, wird im 
Rahmen der Bauleitplanung von den Immissions-
schutzbehörden in Hessen (in Ermangelung eige-
ner ministerieller Vorgaben) der sog. „ Abstands-
erlass“ aus Nordrhein-Westfalen (NRW) (vom 
2.4.1998) als Orientierungshilfe herangezogen. 
Danach werden Abstände zwischen Chemieanla-
gen und reinen Wohngebieten von bis zu 1500m 
empfohlen, um Gefahren, erhebliche Nachteile 
oder erhebliche Belästigungen durch Luftverun-
reinigungen oder Geräusche beim bestimmungs-
gemäßen Betrieb der entsprechenden Anlagen in 

den umliegenden Wohngebieten nicht erwarten 
zu lassen. 
Bei der Planung von Gemengelagen sind nach 
„ Abstandserlass“ die Immissionsschutzbehör-
den jedoch ausdrücklich gehalten, die Ab-
standsempfehlungen nicht anzuwenden und 
durch ihre Stellungnahme zu einer Lösung bei-
zutragen, die die gesamtplanerischen Belange 
nicht gefährden. Sie sind deshalb gehalten, sich 
vorwiegend auf Anregungen zu Maßnahmen 
des aktiven und passiven Immissionsschutzes 
zu beschränken (und nicht auf Schutzabstände). 
Abstände, die sich aus der vorsorglichen Ver-
meidung von Gefahren für die Wohnbevölke-
rung resultierend aus schweren Unfällen in 
gefährlichen Anlagen ergäben, können aus dem 
„ Abstandserlass“ NRW nicht hergeleitet wer-
den. Hier fehlt es in Hessen wie deutschland-
weit an gesetzlichen Konkretisierungen und 
einschlägiger Rechtssprechung. Ein von der 
Störfallkommission herausgegebener Leitfaden 
(SFK-GS-26) zur Bewertung von Störfällen ist 
in sich inkonsistent und derzeit zur Überarbei-
tung empfohlen. 
Die bloße Anwendung einer Abstandsliste wür-
de dem Problem wohl auch nicht gerecht und 
führte gerade wiederum in Gemengelagen re-
gelmäßig zu Schwierigkeiten. Auch geht die 
Eintrittswahrscheinlichkeit eines Unfalles damit 
in keiner Weise in die Betrachtung mit ein. 
Dennoch hat eine gemeinsame Arbeitsgruppe 
der Störfallkommission (SFK) und des techni-
schen Ausschusses für Anlagensicherheit 
(TAA)  aktuell Vorschläge ausgearbeitet, auf 
der Grundlage von standardisierten Szenarien in 
klassifizierten Industrieanlagen basierend auf 
dem Gefahrstoffinventar „ angemessene“ Ab-
stände abzuleiten, welche wohl zwischen 300 
und 1500m variieren würden. 
Nach derzeitiger Praxis werden Abstandsemp-
fehlungen aus Einzelfallbetrachtungen herange-
zogen, in der Regel unter Hinzuziehen von 
Sachverständigen. 
Hierbei greift man auf die Angaben der Anla-
genbetreiber zurück, die verpflichtet sind, An-
gaben über die Auswirkungen zu machen, die 
sich aus einem Störfall ergeben können, sofern 
deren Betriebsbereiche unter die Störfallverord-
nung fallen. 
Es sind hierbei sowohl ursachenabhängige Sze-
narien zu unterstellen, die nach menschlichem 
Ermessen nicht auszuschließen sind, als auch 
Untersuchungen über die Auswirkungen so 
genannter hypothetischer Störfälle anzustellen. 
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Bei letzterem sind Szenarien anzunehmen, die 
zwar nach den Maßstäben der menschlichen 
Vernunft ausgeschlossen werden können, je-
doch zur Bestimmung möglicher Gefährdungs-
bereiche für die Katastrophen- und Gefahren-
abwehrplanung von Interesse sind. 
Ursachenentkoppelt wird eine Freisetzung der 
größten zusammenhängenden Menge an gefähr-
lichen Stoffen unter Berücksichtigung der akti-
ven Absperreinrichtungen angenommen. Als 
Grundlage für die Beurteilung neuerer Entwick-
lungen in der Nachbarschaft bestehender Be-
triebe sowie in Gemengelagen werden in der 
Regel die ursachenabhängigen (weniger kon-
servativen) Szenarien herangezogen.  
Der Sachverständige verifiziert die Betreiber-
angaben und gibt auf Grundlage typisierter 
Ausbreitungsmodelle eine Abstandsempfehlung 
ab oder aber weist auf Nutzungskonflikte hin. 
Als Maßstab zur Bestimmung eines ausreichen-
den Schutzabstandes wird in der Regel der 
ERPG 2-Wert herangezogen. 
Er bemisst sich nach der maximalen Atemluft-
konzentration, unterhalb der nach einstündiger 
Exposition keine irreversiblen oder andere erns-
te Gesundheitsschäden oder -beeinträchtigun-
gen beim Menschen auftreten. Neben der toxi-
schen Belastung werden 1,6 kW/m2 Wärme-
strahlung (Beginn nachteiliger Wirkungen auf 
Menschen) und ein Explosionsdruck von 0,1 
bar (Beginn Zerstörung gemauerter Wände, 
Trommelfellriss beim Menschen) als noch tole-
rable Belastungswerte angenommen. 
Die EU hat wohl erkannt, dass die Abstands-
empfehlungen sehr stark mit den unterstellten 
Szenarien variieren und dass die Mitgliedsstaa-
ten ihren Behörden bislang keine einheitlichen 
Empfehlungen an die Hand gegeben haben.  

Mit der europäischen Richtlinie 2003/105/EG 
vom 16. Dezember 2003 wurde die Richtlinie 
96/82/EG deshalb in folgender Weise er-
gänzt: 
Aus Artikel 12 der Seveso-II-Richtlinie: 
Die Kommission wird ersucht, bis zum 31. De-
zember 2006 in enger Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten Leitlinien zur Definition einer 
technischen Datenbank einschließlich Risikoda-
ten und Risikoszenarien aufzustellen, die der 
Beurteilung der Vereinbarkeit zwischen den 
unter diese Richtlinie fallenden Betrieben und 
den [schutzbedürftigen] Gebieten dient.  

Es ist zu erwarten, dass hierdurch eine Anglei-
chung bzw. Klärung der behördlichen Praxis 
bei der Ermittlung von Schutzabständen erfolgt, 
das Zugrundelegen bestimmter Szenarien und 
Parameter wird EU-weit verbindlicher. 
Eine direkte Verschärfung der Seveso-II-
Richtlinie, ginge damit nicht einher, allenfalls 
wird zukünftig die verbreitete Unsicherheit bei 
der Gefahrenbeurteilung behoben. 
Allerdings haben wohl die Vertreter bestehen-
der Industrieareale ein Interesse daran, dass 
zukünftig möglichst konservative Szenarien in 
Ansatz gebracht werden, um Probleme mit her-
anrückender Wohnbebauung vorsorglich zu 
vermeiden und sich eigene Entwicklungsmög-
lichkeiten nicht zu nehmen. Inwieweit dies bei 
der Aufstellung der EU-Datenbank Berücksich-
tigung findet, wird sich zeigen. 
Die Planungshoheit der Gemeinde ist jedoch 
weiterhin gegeben und es ist aus heutiger Sicht 
noch nicht erkennbar, ob eine Erschwernis der 
planungsrechtlichen Ausweisung von Wohnge-
bieten eintreten wird. 

 

 
 
 

Novelle der hessischen Anlagenverordnung (VAwS) 
(St) Am 14. Februar 2004 ist die 5. Novelle der „ Verordnung zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe“  (Anlagenverordnung - VAwS) in Kraft 
getreten. Damit ist die Muster-Anlagenverordnung der Länderarbeitsgemeinschaft 
Wasser aus dem Jahre 2001 in Hessen umgesetzt worden. Hiermit sind verschiedene 
Änderungen - u.a. auch im Zusammenhang mit einer beabsichtigten Deregulierung - 
verbunden. Die Verwaltungsvorschrift zur VAwS („ VVAwS“ ) wird derzeit überarbeitet. 
Nachdem der Bund eine neue Verwaltungsvor-
schrift über die Einstufung wassergefährdender 
Stoffe in Wassergefährdungsklassen (Verwal-
tungsvorschrift wassergefährdende Stoffe – 
VwVwS) am 17.05.1999 erlassen hatte, wurde 

die Muster-Anlagenverordnung („ M-VAwS“ ) 
der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser („ LA-
WA“ ) im Jahre 2001 geändert. 
Die M-VAwS ist mit der Novellierung der 
VAwS in Hessen umgesetzt worden. 

�
 Wasser 
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Zusätzlich sind Veränderungen vorgenommen 
worden, die aus hessischer Sicht erforderlich 
sind und auch der Deregulierung dienen. Am 
13. 02.2004 ist nun die geänderte hessische 
Anlagenverordnung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt des Landes Hessen (GVBl. I, S. 62) 
veröffentlicht worden und am 14. Februar 2004 
in Kraft getreten. 
Es sind zahlreiche Änderungen, Klarstellun-
gen und Aktualisierungen vorgenommen 
worden. Die Wesentlichsten sind nachfolgend 
aufgeführt: 	

 Bei der Definition für Fass- und Gebinde-
lager wurde der Rauminhalt von 450 Li-
ter auf 1000 Liter heraufgesetzt (§ 2 Ab-
satz 8). 
Damit sind auch „ IBC“  (intermediate bulk 
container) mit einbezogen worden; sie kön-
nen nun auch in einem Fass- und Gebindela-
ger gelagert werden. 	

 Die Tabelle zur Ermittlung der Gefähr-
dungsstufe wurde geändert (§ 6). 
Zur Anpassung an die VwVwS des Bundes 
ist die Wassergefährdungsklasse (WGK) 0 
entfallen. 
Bei der Ermittlung der Gefährdungsstufe 
bei WGK 3-Stoffen ist die Stufe B neu auf-
genommen worden. Bei einem Rauminhalt 
bzw. einer Masse von mehr als 100 l bzw. 
kg und weniger als 1000 l bzw. kg sind diese 
Anlagen der Gefährdungsstufe B zugeord-
net. Bei mehr als 1 m³ oder 1 t ist es die Stu-
fe C und bei mehr als 10 m³ oder 10 t die 
Stufe D. 	

 Der Begriff „ WGK 3-Gleichwert“  ist in 
der VAwS neu aufgenommen worden (s. 
a. § 2 Abs. 17, § 6 Abs. 3 Nr. 5, § 11 Abs. 1 
und Anhang 1 Nr. 9.4 Satz 2 Buchst. c). 
Der WGK 3-Gleichwert dient zur Abschät-
zung des stofflichen Gefährdungspotenzials 
eines Industriegebietes, einen Betriebes, ei-
ner Betriebseinheit oder einer Anlage. 
Damit wurde der „ Water Risk Index“  oder 
das WGK 3-Äquivalent in die VAwS über-
nommen, die im Rahmen internationaler 
Flussgebietsgemeinschaften entwickelt wur-
den. Die Kenngröße wird z.B. bei Schadens-
fällen eingesetzt, um die Schwere des Scha-
densfalles in einem Betrieb oder Wasser-
schutzgebiet einschätzen zu können. So ist 
z.B. gemäß § 11 Abs. 1 ein erhebliches Ge-
fährdungspotenzial außerhalb von Schutzge-
bieten bei einem WGK 3-Gleichwert von 
100 m³ anzunehmen. 
 

Der WGK 3-Gleichwert kann auch zur Er-
mittlung der Gefährdungsstufe benutzt wer-
den. 	

 Die Kennzeichnungspflicht und Merk-
blätter über Betriebs- und Verhaltenvor-
schriften sind weggefallen. 
Die bisher im § 9 genannte Regelung wird 
größtenteils als entbehrlich angesehen. Teile 
dieser früheren Regelungen finden sich nun 
in § 3 Nr. 6. Danach haben Betreiber von 
Heizölverbraucheranlagen weiterhin die ein-
geführten Merkblätter anzubringen. 	

 Für Anlagen in Schutzgebieten gibt es 
geänderte Anforderungen (§10), z. B.: 
Es entfällt die Forderung nach einem Auf-
fangraum für feste Stoffe. 
Gebiete, die beim Versagen eines Deiches 
überschwemmt werden, werden besonders 
berücksichtigt. (Dies ist eine Anpassung an 
die Novelle des Hessischen Wassergesetzes, 
hier § 69 Abs. 4 HWG). Die bisherige For-
derung einer 1,3-fachen Auftriebssicherheit 
bei Anlagen in Überschwemmungsgebieten 
ist entfallen. 
Solche technische Einzelheiten sollen in 
technischen Regeln und nicht in der VAwS 
festgelegt werden. 	

 Das Anlagenkataster nach § 11 wird nicht 
mehr generell für Anlagen der Gefähr-
dungsstufe D gefordert.  
Die Forderung wird nicht mehr auf einzelne 
Anlagen, sondern auf größere Einheiten be-
zogen. 	

 Erleichterungen für Betriebe, die nach 
EMAS auditiert oder DIN EN ISO 14001 
zertifiziert sind, wenn das Zertifikat an die 
zuständige Überwachungsbehörde gesandt 
wurde.  
Diese Betriebe können die Betriebsanwei-
sung(en) und Anlagenkataster durch 
gleichwertige Unterlagen ersetzen, die im 
Rahmen der Umweltbetriebsprüfung erstellt 
wurden (§ 3 Nr. 6 und § 1 Absatz 3). 
Eine Überprüfung von VAwS-Anlagen 
durch Sachverständige kann entfallen, 
wenn diese Prüfungen materiell denen durch 
anerkannte Sachverständige gleichwertig 
sind (§ 23 Abs. 3). 
Die betriebliche Eigenkompetenz wird als 
ausreichend angesehen, die Prüfungen ord-
nungsgemäß durchzuführen Es ist dann nur 
noch ein Jahresbericht über die durchgeführ-
ten Prüfungen und Ergebnisse der Wasser-
behörde vorzulegen.
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 Es werden ergänzende Anforderungen an 
oberirdische Rohrleitungen gestellt (§ 12 
Abs. 3 und Abs. 2 Satz 3).  
Flexible Rohrleitungen werden mit einge-
schlossen. Anhang 2 Nr. 2.3 enthält die 
maßgebenden Vorgaben. 	

 Unterirdische einwandige Rohrleitungen 
von Erdwärmepumpen mit Stoffen der 
WGK 1 entsprechend Anhang 4 und selbst-
tätigen Leckageüberwachungseinrichtungen 
sind zulässig (§12 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1).  
Dies ist in der LAWA abgestimmt worden. 	

 Beim Umgang mit festen Stoffen sind neu 
auch Anforderungen für HBV-Anlagen 
aufgenommen worden (§14). 	

 Die bisherige Einschränkung der Anlagen 
der Gefährdungsstufe D, Abwasseranla-
gen nicht als Auffangvorrichtungen nut-
zen zu dürfen, ist entfallen. 
Bisher durften nur HBV- Anlagen der Ge-
fährdungsstufen A bis C Abwasseranlagen 
als Auffangvorrichtungen benutzen. 
Zusätzlich können jetzt auch Lager-, Ab-
füll- und Umschlaganlagen (LAU) eine 
Zulassung im Einzelfall erhalten (§21). 	

 Bei wiederkehrenden Prüfungen von An-
lagen durch Sachverständige erfolgt keine 
Verschiebung der Prüffristen, wenn Prü-
fungen zu spät durchgeführt oder abge-
schlossen worden sind. 
Der in § 19 i WHG gesetzlich vorgegebene 
Rhythmus von 5 oder 2,5 Jahren gilt unver-
ändert. 
Selbst wenn bei erheblichen oder gefährli-
chen Mängeln Nachprüfungen erforderlich 
sind, wird der allgemeine Rhythmus nicht 
geändert (§23 Abs. 1). 	

 Fachbetriebe haben dem Betreiber un-
aufgefordert ihre Fachbetriebseigenschaft 
nachzuweisen, wenn sie mit fachbetriebs-
pflichtigen Aufgaben beauftragt werden 
(§26).  
Da der Anlagenbetreiber bei Prüfungen 
durch Sachverständige jetzt neu auch Unter-
lagen zu den eingesetzten Fachbetrieben 
vorzulegen hat (§ 23 Abs. 6, Satz 4), müssen 
diese ihm auch vorliegen. 	

 Bisher nicht geprüfte Heizölverbraucher-
anlagen der Gefährdungsstufe B sind 
einmalig bis zum 14.02.2006 zu prüfen. 
Es handelt sich hierbei um Anlagen außer-
halb von Schutzgebieten, die vor dem 
01.10.1993 errichtet wurden. Für diese be-
stand bisher keine Prüfpflicht. 

	
 Im Anhang 1 (Allgemeine Anforderungen 
an den Aufbau und die Ausrüstung von An-
lagen) sind verschiedene Ergänzungen, 
Erläuterungen und Festlegungen hinzu-
gekommen. 	

 Im Anhang 2 sind nur noch R- und keine 
F- und I-Maßnahmen mehr genannt. 
Bei den Anforderungen an oberirdische An-
lagen zum Umgang mit flüssigen Stoffen 
werden nur noch Maßnahmen zur Errei-
chung des Rückhaltevermögens (R-Maß-
nahmen) gefordert. Die bisherigen F-Maß-
nahmen (Anforderungen an die Befestigung 
und Abdichtung von Bodenflächen) konnten 
entfallen, da zur Erreichung eines Rückhal-
tevermögens eine stoffundurchlässige Fläche 
Voraussetzung ist. Die I-Maßnahmen (An-
forderungen an Maßnahmen organisatori-
scher oder technischer Art) sind schon in § 3 
Nr. 6 beschrieben. 	

 Im Anhang 2, 2.1 sind die Tabellen für 
LAU- und HBV- Anlagen zusammenge-
fasst und abgeglichen worden.  
Sind in Anlagen WGK 3 Stoffe bis 100 l gilt 
neu R1 (früher R0). 	

 In den Anhängen 3.1 bis 3.3 sind Anlagen 
genannt, die einfacher oder herkömmli-
cher Art sind. 
Bisher wurden die Regelungen für Abfüllan-
lagen bei Anlagen zum Lagern von Altöl 
(Anhang 3.1) und Eigenverbrauchstank-
stellen untergeordneter Art (Anhang 3.2) in 
der VVAwS getroffen. Diese wird künftig 
reduziert. Die Tankstellenverordnung ist in 
Anhang 3.3 übernommen worden. Die bis-
herigen Regelungen wurden materiell über-
nommen und nur redaktionell angepasst. 
Die Regelungen für Tankstellen (Anhänge 
3.2 und 3.3) sollen in absehbarer Zeit ganz 
oder teilweise gestrichen werden, wenn die 
Technische Regel für Tankstellen des 
ATV/DVWK veröffentlich ist. 	

 Im Anhang 4 sind die Stoffe genannt, die 
früher in der WGK 0 waren und in der 
VwVwS mit der Fußnote 14 versehen wur-
den. 
Für Anlagen mit diesen Stoffen sind auf-
grund der geänderten Einstufung i.d.R. keine 
Anpassungsmaßnahmen erforderlich. 

 

 
 

F 
Die hessische VAwS und deren 

Begründung ist im Internet unter: 
www.hmulv.hessen.de/umwelt/ 

wasser/schutz/anlagenverordnung 
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Novellierung der 11. VO zur Durchführung des BImschG: „Verordnung 
über Emissionserklärungen und Emissionsberichte („11. BImSchV“) 
(Bg/F) Die Verordnung über Emissionserklärungen und Emissionsberichte vom 29. Ap-
ril 2004 (BGBl. I S. 694) ist gemäß § 7 der VO am 6. Mai 2004 in Kraft getreten und er-
setzt damit die Emissionserklärungsverordnung vom 12. Dezember 1991. Die maßgebli-
chen Änderungen werden nachfolgend dargestellt und erläutert. 
Zweck der neuen Verordnung (VO) ist es, gesi-
cherte Angaben über Emissionen der in § 1 
dieser VO genannten Anlagen als Grundlage für 
die allgemeine Überwachung, die Beurteilung 
der Luftqualität gemäß § 10 der „ Verordnung 
über Immissionswerte für Schadstoffe in der 
Luft“  (22. BImSchV), die Aufstellung und 
Durchführung von Luftreinhalteplänen gemäß § 
47 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) sowie die Übermittlung von Daten 
über Jahresfrachten bestimmter Schadstoffe 
entsprechend der Entscheidung der Kommissi-
on 2000/479/EG über den Aufbau eines Euro-
päischen Emissionsregisters (EPER) vom 17. 
Juli 2000 und des UNECE-Übereinkommens 
über ein Pollutant Release and Transfer Regis-
ter (PRTR) zu gewinnen. 
Darüber hinaus können die zuständigen Behör-
den mit diesen Angaben die notwendigen Pla-
nungs- und Sanierungsmaßnahmen zur Ver-
minderung der Luftverunreinigungen und zur 
Vorsorge in Untersuchungsgebieten nach § 44 
Abs. 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
einleiten und durchführen. 
Als wesentliche Neuerungen gegenüber der 
Emissionserklärungsverordnung von 1991 
lassen sich nennen: 
♦ § 1 der VO benennt - wie inzwischen bei 

BImSchG-Verordnungen allgemein üblich - 
den Anwendungsbereich der VO (hier: ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen nach dem 
BImSchG) und führt zugleich die von der 
VO explizit ausgenommenen Anlagen auf. 
Gegenüber der Vorgänger-VO gibt es inso-
fern eine wesentliche Vereinfachung, als für 
von der VO erfasste Teile oder Nebenein-
richtungen von „ Hauptanlagen”, die als sol-
che von der VO ausgenommen sind, nur 
noch eine Emissionserklärung oder ein E-
missionsbericht (s. u.) für diese Teile oder 
Nebeneinrichtungen und nicht mehr für die 
gesamte Anlage abzugeben ist.  

♦ In § 2 „ Begriffsbestimmungen” wurde der 
Begriff der Betriebseinrichtung neu aufge-
nommen. 

 
Danach sind Betriebseinrichtungen eine oder 
mehrere in Anhang 1 der Verordnung aufge-
führte Anlagen eines Betreibers an demsel-
ben Standort. 
Die Neuerung ist wesentlich im Hinblick auf 
die Erklärungspflicht und die erforderlichen 
Angaben der Betreiber von Anlagen im Sin-
ne der Richtlinie 96/61/EG über die integ-
rierte Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung (sog. IVU-Anlagen, 
soweit diese den Regelungen des BImSchG 
unterliegen). Die davon erfassten Anlagen 
haben zusätzlich zur Emissionserklärung ei-
nen so genannten Emissionsbericht, der 
dem Anhang 3 der Verordnung entspricht 
und Angaben über die im Anhang 4 der 
Verordnung genannten Stoffe enthält, soweit 
die dort genannten Schwellenwerte über-
schritten sind, abzu-geben (s. § 3 Abs. 3). 
Der Emissionsbericht beinhaltet neben all-
gemeinen Angaben zur Anlage und zum 
Betreiber im Wesentlichen Angaben zu den 
geographischen Koordinaten der Anlage und 
zu den emittierten Jahresfrachten). 
Des Weiteren der Begriff der Emission um 
klimarelevante Stoffe erweitert. 

♦ In § 3 „ Inhalt, Umfang und Form der E-
missionserklärung (bisher in § 4 geregelt) 
und des Emissionsberichts”  wird in Abs. 1 
nunmehr unmittelbar und einheitlich (d. h. 
unabhängig von der Anlagenzuordnung zu 
den Nrn. im Anhang der 4. BImSchV) für 
die von der VO erfassten Anlagen geregelt, 
für welche Stoffe und ggf. ab welchen Emis-
sionsmassenströmen (im Rahmen der Erklä-
rung nach Anhang 2 der VO) Angaben zu 
den Emissionen erforderlich sind. 
Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, 
können Angaben zu den Emissionen und 
den emissionsverursachenden Vorgängen 
entfallen. 

♦ In § 5 „ Ermittlung der Emissionen”  wurde 
der Begriff der Schätzungen neu eingeführt. 
 



 Immissionsschutz 
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Danach sind Schätzungen auf der Basis von 
Massenbilanzen, Messergebnissen oder 
Leistungs- oder Auslegungsdaten von 
gleichartigen Anlagen, sofern Leistung oder 
Kapazität sowie Betriebsbedingungen ver-
gleichbar sind oder durch Schätzungen auf 
der Basis vergleichbarer Grundlagen ge-
wonnene Erkenntnisse über die von der An-
lage ausgehenden Emissionen. 
Anders als in der Vorgänger-VO wird Mes-
sungen als Erkenntnisquelle für die von der 
Anlage ausgehenden Emissionen kein Vor-
rang mehr eingeräumt, sondern Messungen, 
Rechnungen und Schätzungen werden als 
gleichberechtigt angesehen. 

 
Welche weiteren wichtigen Regelungen ent-
hält die Verordnung? �

 Erklärungszeitraum (§ 4 Abs.1) 
Erster Erklärungszeitraum für die Emissionser-
klärung und den Emissionsbericht ist das Ka-
lenderjahr 2004. Anschließend sind für jedes 
dritte Kalenderjahr eine Emissionserklärung 
und ggf. auch ein Emissionsbericht abzugeben. �

 Abgabetermin (§ 4 Abs. 2) 
Emissionserklärung und Emissionsbericht sind 
jeweils bis spätestens zum 30. April des dem 
Erklärungszeitraum folgenden Jahres abzu-
geben. Für den gerade laufenden Erklärungs-
zeitraum 2004 ist das der 30. April 2005. 
 
Die zuständige Behörde (in Hessen das jeweils 
für die Anlage zuständige RPU) kann auf An-
trag des Betreibers der Anlage im Einzelfall die 
Frist bis zum 15. Juni (2005) verlängern. Der 
Verlängerungsantrag muss spätestens bis zum 
31. März des dem Erklärungszeitraum folgen-
den Jahres, d. h. vorliegend bis zum 31. März 
2005 gestellt sein. 
Hinweis: Behördliche Entscheidungen über 
Verlängerungsanträge sind - wie auch Ent-
scheidungen über Ausnahmeanträge nach § 6 
der VO - für den Antragsteller kostenpflichtig. �

 Ausnahmen (§ 6) 
Die zuständige Behörde (in Hessen das jeweils 
für die Anlage zuständige RPU) kann auf An-
trag den Betreiber der Anlage von der Pflicht 
zur Abgabe einer Emissionserklärung befreien, 
soweit im Einzelfall von der Anlage nur in ge-
ringem Umfang Luftverunreinigungen ausge-
hen können. 
Hinweis: Eine Befreiung von der Abgabe eines 
Emissionsberichtes ist wegen der Berichterstat-
tung im Rahmen des EPER an die EU nicht 
möglich (siehe hierzu § 4 Abs. 4). 

Was ist in Hessen hinsichtlich insbesondere 
der Abgabeform der Emissionserklärung 
und des Emissionsberichtes weiter vorgese-
hen? 
Nach einem Erlass des Hessischen Ministeri-
ums für Umwelt, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz vom 25. Juni 2004 soll die nach 
§ 3 Abs. 4 der VO vorgesehene elektronische 
Form zur Abgabe der Emissionserklärung und 
des Emissionsberichtes im Rahmen des von 
mehreren Bundesländern verwendeten „Anla-
geninformationssystem Immissionsschutz“ 
(AIS-I) erstellt werden. 
 
 
 

F 

Nähere Informationen zum 
„Anlageninformationssystem Im-

missionsschutz“ im Internet unter: 
http:www.hlug.de/medien/luft/aisi 

 
Das Programm wird auch eine Maske zur Er-
fassung der Wasserdaten des EPER enthalten. 
Die dort genannten Daten sind auf der Grundla-
ge der „Emissionserklärungsverordnung – Ab-
wasser“ vom 15. September 2001 (GVBl. I S. 
462) anzugeben. 
Mit dieser fach- bzw. medienübergreifenden 
Vorgehensweise soll Doppelarbeit bei der Er-
hebung der allgemeinen Betreiber- und Anla-
gendaten sowohl auf Seiten der Anlagenbetrei-
ber als auch auf Behördenseite nach Möglich-
keit vermieden werden. 
Das Programm wird für die Anlagenbetreiber 
bis Jahresende zur Verfügung stehen. 
Zur Vereinfachung sollen in die Formulare die 
Daten aus der Emissionserklärung 2000 als 
Voreintrag übernommen werden. 
 
 

Kontakt: 
Ihre Ansprechpartner im RPU Wiesbaden 
bei Fragen im Zusammenhang mit der 11. 
BImSchV sind: 
Harald Berg  � : 0611 / 3309-429 
Hans-Werner Frank � : 0611 / 3309-433 
 

 
 
Das nachfolgende Entscheidungsdiagramm soll 
Ihnen bei der Frage behilflich sein, ob für Ihre 
Anlage eine Emissionserklärung und ein Emis-
sionsbericht abzugeben ist oder nicht. 
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Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz („TEHG“) ist in Kraft getreten: 
Frist für Zuteilungsanträge läuft! 
(Lz) Das „Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den 
Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft“ (TEHG) ist am 
15.07.04 in Kraft getreten (BGBl. I, 2004, S. 1578).  
Zweck des TEHG ist es, für Tätigkeiten, durch 
die in besonderem Maße Treibhausgase emit-
tiert werden, die Grundlagen für den Handel mit 
Berechtigungen zur Emission von Treibhausga-
sen in einem gemeinschaftsweiten Emissions-
handelssystem zu schaffen, um damit durch 
eine kosteneffiziente Verringerung von Treib-
hausgasen zum weltweiten Klimaschutz beizu-
tragen. Treibhausgase im Sinne des TEHG sind 
Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), Distick-
stoffoxid (N2O), Fluorkohlenwasserstoffe 
(FKW), perfluorierte Kohlenwasserstoffe und 
Schwefelhexafluorid (SF6). 
Betroffen sind hauptsächlich Betriebe mit An-
lagen der Energieumwandlung und -umform-
ung (mehr als 20 MW Feuerungswärmeleis-
tung), Eisenmetallerzeugung und –verarbeitung 
sowie die mineralverarbeitende Industrie (z.B. 
Zementwerke). 

Die betroffenen Anlagenbetreiber können für 
die erste Zuteilungsperiode bis zum 15. Werk-
tag nach dem Inkrafttreten des TEHG kostenlo-
se Zuteilungsanträge bei der Deutschen Emissi-
onshandelsstelle (DEHSt) beim Umweltbundes-
amt in Berlin stellen. Nach Ablauf dieser Frist 
ist die Zuteilung kostenpflichtig. Zuteilungsan-
träge für jede weitere Zuteilungsperiode sind 
jeweils bis zum 31. März des Jahres, welches 
dem Beginn der Zuteilungsperiode vorangeht, 
zu stellen. 
Zuteilungsperioden sind die Jahre 2005 bis 
2007 und 2008 bis 2012. 
Weiterhin haben die betroffenen Anlagen-
betreiber ihre bestehenden Anlagen der zu-
ständigen Behörde (in Hessen: Umweltabtei-
lungen der Regierungspräsidien) innerhalb 
von 3 Monaten nach Inkrafttreten des 
TEHG anzuzeigen. 



 Immissionsschutz 

VO über Emissionserklärungen und Emissionsberichte - 11. BImSchV - 
vom 29.04.2004; BGBl. I S. 694 

Frage: Ist eine Emissionserklärung und ein Emissionsbericht abzugeben? 

Anlage genehmigungsbedürftig 
nach § 4 BImSchG  i. V. m. 

dem Anhang zur 4. BImSchV ? 

Nein Ja 

Keine Emissions-
erklärung und 

Emissionsbericht 
abzugeben! 

Ja Anlage in § 1 der VO 
aufgeführt? 

Nein 

Gehören zu der Anlage Teile oder Nebenein-
richtungen, die für sich gesehen nach dem An-
hang zur 4. BImSchV genehmigungsbedürftig 
sind, aber nicht in § 1 der VO aufgeführt sind? 

Nein 

Ja 
Emissionserklärung und ggf. 

Emissionsbericht nach § 3 der 
VO nur für diese Teile oder Ne-
beneinrichtungen abzugeben! 

Emissionserklärung 
und ggf. Emissions-
bericht nach § 3 der 

VO abzugeben! 
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Fachinformationssystem MARK und seine Umgebung 
(Kn / Sw) Die Verwaltung der Bergbauberechtigungen findet für das gesamte Land Hes-
sen beim Dezernat 44 – Bergaufsicht – der Abteilung Umwelt Wiesbaden statt. Die alt-
hergebrachte Arbeitsweise mit Karteikarten und dgl. wurde durch das moderne „FIS 
MARK“ abgelöst. Der nächste Schritt wird die in Kürze anstehende Migration nach 
„HUMANIS“ sein. 

 
Bild 1: Titelmaske von FIS MARK 

In Hessen üben die Regierungspräsidien (RP), 
hier die Umweltabteilungen in Bad Hersfeld, 
Wetzlar und Wiesbaden, die Bergaufsicht über 
die bergbaulichen Betriebe aus, die gemäß dem 
Bundesberggesetz (BBergG) „bergfreie oder 
grundeigene Bodenschätze aufsuchen und ge-
winnen“. Diese Funktion wird durch die jewei-
ligen Dezernate 44 – Bergaufsicht – wahrge-
nommen. 
Die Bergaufsicht ist aufgrund von verschie-
denen gesetzlichen Vorgaben u. a. zuständig 
für die Sicherung der Rohstoffversorgung 
mit dem Zweck 
1. „das Aufsuchen, Gewinnen und Aufbereiten 

von Bodenschätzen unter Berücksichtigung 
ihrer Standortgebundenheit und des Lager-
stättenschutzes bei sparsamem und schonen-
dem Umgang mit Grund und Boden zu ord-
nen und zu fördern, 

2. die Sicherheit der Betriebe und der Beschäf-
tigten des Bergbaus zu gewährleisten sowie 

3. die Vorsorge gegen Gefahren, die sich aus 
bergbaulicher Tätigkeit für Leben, Gesund-
heit und Sachgüter Dritter ergeben, zu ver-
stärken und den Ausgleich unvermeidbarer 
Schäden zu verbessern.“ 

Berechtsamswesen 
Unter Berechtsamswesen versteht man die Ge-
samtheit der rechtlichen Normen, die regeln, 
wem unter welchen Voraussetzungen das Auf-

suchen und Gewinnen von bergfreien Boden-
schätzen zusteht. 
Die Ordnungsfunktion des Berechtsamswesen 
ist in Teilen vergleichbar mit dem Kataster der 
Flurstücke. Der Begriff „bergfreie Bodenschät-
ze“ bedeutet in Sinne des BBergG die Ein-
schränkung des Verfügungsrechts des Grundei-
gentümers. Mit dem Erwerb einer Bergbaube-
rechtigung zur Aufsuchung und Gewinnung 
bergfreier Bodenschätze erlangt der Bergbaube-
rechtigte lediglich einen Rechtstitel, d. h. die 
Bergbauberechtigung räumt dem Betreffenden 
nur die Befugnis ein, die Bodenschätze aufzu-
suchen und/oder zu gewinnen. Die Bergbaube-
rechtigung besagt also noch nichts darüber aus, 
wie (Ort, Zeitpunkt, Mittel) und unter welchen 
Voraussetzungen der Inhaber seine Berechti-
gung ausüben darf. Dies wird im Betriebsplan-
verfahren geregelt. 
Das Bergrecht kannte bisher eine große Zahl 
verschiedener Arten von Bergbauberechtigun-
gen (Belehnung, Feldesreservation, Distrikts-
verleihung etc.). Mit Inkrafttreten des BBergG 
erfolgte eine Neuordnung des Berechtsamswe-
sen. Die rechtliche Entwicklung des Berecht-
samswesen ist nicht nur durch die aktuelle Ge-
setzgebung wie das Bundesberggesetz geprägt, 
sondern es umfasst auch das Wissen um Geset-
ze, Verordnungen und dergleichen, deren Ent-
stehung z. T. Jahrhunderte zurückliegen, wie z. 
B. die Hanauische Bergordnung von 1542. 
Im Gegensatz zu den grundsätzlichen berg-
aufsichtlichen Aufgaben, die für das Land Hes-
sen auf die drei Dezernate 44 verteilt sind, ist 
das Berechtsamswesen für das Land Hessen im 
Dezernat 44 in Wiesbaden konzentriert. Hier 
findet für das gesamte Land Hessen die Anle-
gung und Führung des Berechtsamsbuches und 
der Berechtsamskarte gemäß § 75 BBergG für 
die nach dem 01.01.1982 verliehenen Berechti-
gungen und für die nach § 149 BBergG auf-
rechterhaltenen alten Rechte statt. Die bergbau-
lichen Rechte, die auf Grund der Novellierung 
des Bergrechts mit der Einführung und Anwen-
dung des Bundesberggesetzes bereits erloschen 
sind, werden hier im Berechtsamsarchiv ver-
waltet. 



 Bergbau 
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Berechtsamsarchiv 
Das Berechtsamsarchiv umfasst weit mehr als 
10.000 Berechtsamsakten und eine Vielzahl 
von Kartenwerken, in denen die Bergbaube-
rechtigungen thematisch dargestellt sind. 
 
Eine Berechtsamsakte besteht in der Regel aus 
Schriftstücken und Schriftverkehr sowie einem 
Verleihungsriss mit der zeichnerischen Darstel-
lung des Fundesnachweises (Fundpunkt) und 
den Markscheiden (Grenzen) der Bergbaube-
rechtigung und ggfs. angrenzenden und/oder 
überlagernden Bergwerksfeldern. Die Berecht-
samsunterlagen, insbesondere die Verleihungs-
urkunde und der Verleihungsriss beinhalten die 
relevanten Daten der Bergbauberechtigung wie 
zum Beispiel der Name der Berechtigung, Ver-
leihungsdatum, verliehene Bodenschätze, Lage 
und Größe der Bergbauberechtigung, Berechti-
gungsart und gesetzliche Grundlage usw.. Wei-
tere wichtige Daten zu einer Berechtigung sind 
Angaben zu dem Eigentümer, der Fundstelle 
beim Amtsgericht (Amtsgericht, Zweigstelle, 
Band, Blatt und ggf. Grundakte), des Verlei-
hungszeitraumes oder zum rechtlichen Status 
der Berechtigung (z. B. aufrechterhalten, erlo-
schen, aufgehoben, widerrufen mit der jeweili-
gen gesetzlichen Grundlage etc.). 
 
Das thematische Übersichtskartenwerk der 
Bergbauberechtigungen umfasst zum Beispiel 
in den jeweils gültigen politischen Grenzen die 
Mutungsübersichtkarten, die alle verliehnen 
Bergbauberechtigungen von 1865 bis zur Ein-
führung des Bundesberggesetzes in Jahr 1982 
beinhalten. Neben den aktuellen Bezügen zur 
Landesaufnahme in der Berechtsamskarte zei-
gen diese historische Kartenwerke Bezüge zu 
den Grundlagenmessungen auf wie z. B. die 
Karte vom Herzogtum Nassau mit der Karten-
aufnahme der Rheinlande durch Trancot und 
Müffling in 1801. 
 
In der Berechtsamskarte werden alle aufrecht-
erhaltenen alte Rechte (Berechtigungen) sowie 
die nach § 7 BBergG erteilten Erlaubnisse, nach 
§ 8 erteilten Bewilligungen und nach § 9 ver-
liehenes Bergwerkseigentum und Baubeschrän-
kungsgebiete dargestellt. Die Berechtsamskarte 
besteht aus einer Grundkarte, i. d. R. basierend 
auf der topographischen Karte 1 : 25.000 sowie 
für jede Verleihungsart z. B. aufrechterhaltene 
alte Rechte je Bodenschatzgruppe einem Deck-
blatt (z. B. Eisen, Salze, Kohle usw.). 

Des Weiteren werden die Veränderungen, die 
sich durch Vereinigung, Teilung, Austausch 
oder Zulegung ergeben, kenntlich gemacht. 
Die Berechtsamsakten und die Berechtsamskar-
te werden als Teil des Berechtsamsarchiv am 
Dienstort, die historischen Kartenwerke als 
Zwischengutarchiv im Hessischen Hauptstaats-
archiv gelagert. 
 
Markscheiderisches Informations-
system „FIS MARK“ (Sachdaten) 
Um auf die unzähligen Daten in den Akten der 
Bergwerksfelder, die nur über Karteikartensys-
teme an den verschiedenen Standorten der 
Bergbehörde zugänglich waren, besser zugrei-
fen zu können wurde schon frühzeitig an die 
Hilfe der EDV gedacht. So wurde schon 1993 
mit der Modellierung des Datenmodells zum 
heutigen Fachinformationssytem MARK be-
gonnen. Ziel war und ist es die zuvor beschrie-
benen Sachdaten, die bis 1996 nur in analoger 
Form vorhanden waren, nur an einer Stelle zu 
erheben, zu pflegen und auf digitalem Weg den 
Zugang zu diesen Daten innerhalb der Bergbe-
hörde zu eröffnen. 
 

 
Bild 2: Abbildung der Maske Bergbauberechtigung. 
Diese enthält die Stammdaten der Berechtigung. 
 
Damit gestaltete sich auch die Bearbeitung von 
Stellungnahmen, Berichten, Anfragen einfacher 
und schneller. Es bestand aber auch die Mög-
lichkeit über Datenbankabfragen einen neuen 
Zugang zu dem Datenbestand zu schaffen. 
 
Der Entwicklungshergang ist in der folgenden 
Tabelle stichpunktartig zusammengefasst. 
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1993 Analyse der Berichte des Hessischen 
Oberbergamtes (HOBA) über die beabsichtigte 
Einführung der EDV in den Bereichen der 
Montanstatistik, Markscheidewesen und Be-
rechtsamswesen / Benutzungsvereinbarung 
(BNV) mit der HZD / Aufgabenuntersuchung 
zum Grobdatenmodell Markscheidewesen / 
Projekthandbuch MARK 
1994 Grobkonzept über das Aufgaben- und 
Datenmodell / Fachliche und systemtechn. 
Darlegungen der HZD zur DV-techn. Umset-
zung / Kosten-Nutzen-Betrachtung für den 
Landesautomationsausschuss / Teilsystem 
Bergbauberechtigung und -eigentum im Pro-
jekt MARK; Liste der MARK Ziel- und Trä-
gersysteme und Basissoftware 
1995 Fertigstellung des Fachkonzeptes / Da-
tenerfassung von 9.000 Karteikarten, 500 Be-
rechtsamsbuchblätter, 160 Seiten Koordinaten-
listen und 740 Seiten Bergbaubereiche / Proto-
typings MARK im HOBA 
1996 Installation von FIS MARK im HOBA 
durch Implementation der Softwareprodukte 
(Oracle, Applikation –Mark) 
1998 MARK Erweiterungen Oracle Forms 4 
Version 
1999 Umweltämter Hersfeld und Wetzlar er-
halten den Zugang zum FIS MARK 
2004 geplante Migration von FIS MARK nach 
HUMANIS (Hessisches Umweltmanagement 
Informationssystem) 

Geoinformationssystem 
Zeitlich versetzt wurden die Geofachdaten (z. 
B. Feldeseckpunkte, Fundpunkte) der Bergbau-
berechtigungen durch Digitalisierung der Be-
rechtsamskartenwerke erfasst. Durch eine um-
fangreiche Nachbearbeitung der Bergwerksfel-
der, für die bereits Gauß-Krüger-Koordinaten 
vorhanden waren, konnte deren Lagegenauig-
keit weiter verbessert werden. Des Weiteren 
wurden auch noch Tagesöffnungen oder Berg-
baubereiche erfasst. Alle Daten finden sich 
mittlerweile im Geoinformationssystem Arc-
View bzw. ArcGIS wieder. Initiiert durch die 
Verfasser entsteht in diesem Zug auch das 
HMRA – Hessisches Markscheiderisches Riss-
archiv - . Das HMRA ermöglicht ohne spezifi-
sche Kenntnisse über den Umgang mit bergbau-
lichen Kartenwerken (frühere Metriken wie z. 
B. Lachter und Klafter; frühere Koordinatensys-
teme wie z. B. Soldner-Koordinatensystem) 
deren Zugang. Zu diesem Zwecke werden die 
Rissblätter mit der Darstellung der bergbauli-
chen Aktivitäten eines Bergbaubetriebes ges-
cannt und georeferenziert. 

Über ein eigens für die Recherche entwickeltes 
Auskunftswerkzeug können z. B. durch Einga-
be der Ortsbezeichnung alle Geofachdaten in 
diesem Raum digital ermittelt werden. Auf 
diesem Weg kann beispielsweise bei Bewegun-
gen an der Tagesoberfläche schnell herausge-
funden werden, ob aufgrund der recherchierten 
risslichen Unterlagen der frühere Bergbau (z. B. 
Tagesschacht) ursächlich für einen Tagesbruch 
sein kann. 
 

HUMANIS 
Für die nähere Zukunft ist die Migration des 
FIS MARK nach HUMANIS geplant. Über die 
HUMANIS-GIS-Schnittstelle soll aus dem FIS 
BAUS – (Bergaufsichts-UnterstützungsSystem) 
heraus mittels des Geoinformationssystemes 
ArcGIS innerhalb der Bergverwaltung raumbe-
zogene Fragestellungen bearbeitet werden. Die 
zentrale Datenhaltung in FIS BAUS trägt we-
sentlich zur Verbesserung der Qualität der Da-
ten bei, da es nicht mehr verschiedene Daten-
quellen für ein und dasselbe Objekt geben wird. 
Außerdem wird der Zugriff auf die Daten wei-
ter vereinfacht, weil der Zugang zu den Daten 
nur noch über eine Benutzeroberfläche erfolgen 
wird. Der derzeit unumgängliche Wechsel zwi-
schen den Einzelanwendungen wird dann der 
Vergangenheit angehören.  
Auch hier eine stichpunktartige Zusammenfas-
sung. 
1995 ESRI übergibt 1 ArcView 2.0C dem 
HOBA 
1996 Arc/Info-Lizenz für das HOBA / Einfüh-
rung von ArcView 1.0 in den Bergämtern Bad 
Hersfeld, Kassel und Weilburg / Vereinbarung 
mit dem Hess. Landesamt für Bodenforschung 
über die Nutzung digitaler Datenbestände 
1997 Digitalisierung der Kartenwerke / Sach-
datenerfassung der Tagesöffnungen und still-
gelegten Bergbauflächen / Update auf Arc-
View 3.0a Lizenzen 
1998 Beschaffung einer SDE-Lizenz am 
Standort Wiesbaden 
1999 Übernahme der GIS-Verzeichnisstruk-
tur und der Fachdaten durch die Umweltämter 
in Bad Hersfeld, Wetzlar und Wiesbaden / 
Update auf ArcView 3.1 Lizenzen 
2000 Update auf ArcView 3.2a Lizenzen / 
Georeferenzierung von Risswerken 
2002 Einführung von ArcView 8.1 Concur-
rent Use / Einführung von Multi-Monitor-
Support 
2003 Installation von HMRA-View als Re-
cherche-Tool der bergbehördlichen GIS-Daten 

 



- 15 - 
 

 
RPU Wiesbaden Journal • Ausgabe 9 • August 2004 

 
 

Vorbeugender personeller Sabotageschutz in Betriebsbereichen nach 
der Störfall-Verordnung 
(Su) Infolge der Ereignisse vom 11. September 2001 hat die Bundesregierung Sicher-
heitsüberprüfungen von Mitarbeitern u. a. auch für Betriebsbereiche mit erweiterten 
Pflichten nach der Störfall-Verordnung eingeführt. Bisher waren diese nur beim Flug-
hafenpersonal (nach § 29d LuftVG) und in kerntechnischen Anlagen (nach § 12b AtG) 
vorgeschrieben. 
Im Fokus sind dabei insbesondere Betriebsbe-
reiche mit einer großen Menge an gefährlichen 
Stoffen, deren Freisetzung zu einer erheblichen 
Gefahr für Leben und Gesundheit großer Teile 
der Bevölkerung führen könnte. Diese mögen 
zwar keine bevorzugten Ziele für terroristische 
Anschläge sein, Anschläge können jedoch nicht 
völlig ausgeschlossen werden. Sicherheitsüber-
prüfungen von Mitarbeitern in diesen Bereichen 
sollen daher zur frühzeitigen Aufdeckung von 
möglichen „ Innentätern“  führen. 
Zuständige Behörde für Sicherheitsüberprüfun-
gen in Betriebsbereichen nach der Störfall-
Verordnung ist das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Arbeit. 

Aus § 1 Abs. 4 SÜG (Sicherheitsüberprüfungs-
gesetz): 
Eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit übt aus, 
wer an einer sicherheitsempfindlichen Stelle 
innerhalb einer lebenswichtigen Einrichtung 
beschäftigt ist oder werden soll (vorbeugender 
personeller Sabotageschutz). 

Für diese Personen ist gemäß § 8 SÜG eine 
einfache Sicherheitsüberprüfung durchzu-
führen! 
Aus § 1 Abs. 5 Abs. 1 SÜG: 
Lebenswichtig sind solche Einrichtungen, deren 
Beeinträchtigung aufgrund der ihnen anhaften-
den betrieblichen Eigengefahr die Gesundheit 
oder das Leben großer Teile der Bevölkerung 
erheblich gefährden kann. 
Aus § 10 Abs. 1 Nr. 4 SÜFV (Sicherheitsüber-
prüfungsfeststellungsverordnung): 
Lebenswichtige Einrichtungen sind die Teile 
von Unternehmen, die als Betriebsbereich mit 
erweiterten Pflichten nach der Störfall-
Verordnung einzustufen sind. 

Für die Identifizierung der sicherheitsempfind-
lichen Stellen und des betroffenen Personen-
kreises innerhalb eines Betriebsbereichs gibt es 
jedoch keine gesetzlichen Verfahrensregeln; 
diese liegen im Ermessen des Betreibers. Ohne 
dessen Mitwirkung ist der Gesetzesvollzug 
daher faktisch nicht möglich. 

 
 
 

Änderung der Abwasserverordnung (AbwV): Fischeitest ersetzt Fischtest 
(Küh) Die 6. VO zur Änderung der AbwV vom 17.06.2004 (BGBl. I, S. 1106) umfasst 
i.W. notwendig gewordene Umstellungen bzgl. des Parameters „ Giftigkeit gegenüber 
Fischeiern“ . Der bisher verwendete Goldorfenfischtest („ Fischgiftigkeit“ ) wurde damit 
sowohl aus Gründen des Tierschutzes als auch aus Gründen der Vereinfachung und 
Harmonisierung des wasserrechtlichen Vollzugs durch das Bestimmungsverfahren „ Fi-
scheigiftigkeit“  (DIN 38415-T 6) ersetzt. 
Um Gewässer gegen (schädliche) Verunreini-
gungen zu schützen, dürfen Abwassereinleitun-
gen nur erlaubt werden, wenn die Schadstoff-
fracht des Abwassers so gering gehalten wird, 
wie dies bei Einhaltung der jeweiligen Verfah-
ren nach dem Stand der Technik möglich ist (§ 
7a Abs.1 WHG). In der Abwasserverordnung 
legt die Bundesregierung fest, welche Anforde-
rungen an das Einleiten von Abwasser aus ver-

schiedensten Herkunftsbereichen konkret ein-
zuhalten sind. 
 
Jahrelang wurde dabei die Goldorfe als Testor-
ganismus zur Überprüfung der toxischen Wir-
kung von Abwasser, vornehmlich zur Überwa-
chung von Direkteinleitungen der Industrie an 
deren Kläranlagenabläufen, verwendet. 
 

�
 Immissionsschutz 

�
 Wasser 
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Um den Anforderungen des Tierschutzes Rech-
nung zu tragen wurden in den letzten Jahren 
vermehrt Alternativmethoden entwickelt, er-
probt und eingeführt. Hierzu gehören auch die 
bereits existierenden Testverfahren zur Über-
prüfung der Giftigkeit gegenüber Daphnien, 
Algen und Leuchtbakterien. 
Beim Fischeitest, der mit befruchteten Eiern 
von Zebrabärblingen durchgeführt wird, handelt 
es sich nicht um einen Tierversuch im Sinne der 
tierschutzgesetzlichen Definition. 
Im Gegensatz zum Test mit Goldorfen, bei dem 
der Tod der Testtiere in der jeweiligen Abwas-
serverdünnung (nach 48 h Versuchszeit) be-
trachtet wird, werden beim Fischeitest als su-
borganismischem Testverfahren die Entwick-
lung der befruchteten Fischeier (nach 48 h) 
betrachtet. Als Schädigungen durch Abwasser-
inhaltsstoffe gelten dabei der Tod der Fisch-
embryonen sowie bestimmte Störungen der 
Embryonalentwicklung, die zum Tode führen.  
Bei bisher über 1000 praktischen Untersuchun-
gen an realen Abwasserproben aus verschie-
densten Abwasserbereichen wurden bisher die 
gleiche Verfahrensempfindlichkeit und Wir-
kung der beiden Fischtestsysteme festgestellt. 
Die Bewertung der Schädlichkeit wird nicht 
verändert. 

Sowohl für die Wiederholbarkeit als auch für 
die Vergleichbarkeit (zwischen unterschiedli-
chen Laboratorien) ergaben sich sehr gute Re-
sultate. Ergebnisse des Fischeitests sind bezüg-
lich Reproduzierbarkeit und statistischer Si-
cherheit dem Goldorfenfischtest überlegen. 
 
Es ist grundsätzlich davon auszugehen, dass 
der Übergang zur „ Giftigkeit gegenüber 
Fischeiern“  in der Praxis zu keiner Ände-
rung des Anforderungsniveaus führt. 
Der Einfluss des Chlorid- und Sulfatgehaltes 
von (stark) salzhaltigem Abwasser wird - wie 
bei anderen Giftigkeiten gegenüber Wasseror-
ganismen auch - durch Einführung eines „ orga-
nismusspezifischen Wertes“  berücksichtigt und 
entsprechend geregelt.  
Die vorgenommene Änderung der AbwV wird 
auch zu einer entsprechenden Änderung des 
Abwasserabgabengesetzes führen. 
Im wasserbehördlichen Vollzug werden bei den 
Direkteinleitern der betroffenen Abwasserbe-
reiche (z.B. Anhang 22 „ Chemische Industrie“ , 
Anhang 40 „ Metallbearbeitung, -verarbeitung“ , 
Anhang 51 „ Oberirdische Ablagerung von Ab-
fällen“ ) Anpassungen bzw. Änderungen beste-
hender Einleiteerlaubnisbescheide resultieren. 
 
 

 
 
N 

Impressum 
„ RPU Wiesbaden Journal“  wird herausgegeben vom Regierungspräsidium Darmstadt, 
Abteilung Umwelt Wiesbaden, Lessingstr. 16-18, 65189 Wiesbaden 
Postanschrift: Postfach 50 60, 65040 Wiesbaden; Telefon (06 11) 33 09-0, Fax (06 11) 33 09-444 
RPU Wiesbaden Journal online: http://www.rpda.de/rpu-journal 
E-Mail:    c.kuehmichel@rpu-wi.hessen.de 
Chefredaktion und Redaktion Bereich „Wasser“: 
Christoph Kühmichel (Küh), Tel. (0611) 3309-129 (V.i.S.d.P.) 
Redaktion: 
Harald Lorenz - Pressebeauftragter RPU Wiesbaden -, Tel. (0611) 3309-417; Thomas Ravizza (Ra) - 
Bereich „Abfall“ -, Tel. (0611) 3309-314; Volker Sahler (Sah) - Bereich „Bergaufsicht“ -, Tel. (0611) 
3309-456; Dr. Annette Stumpf (Su) - Bereich „Immissionsschutz“ -, Tel. (0611) 3309-408 
Autor/Innen dieser Ausgabe: 
Harald Berg (Bg); Werner Frank (F); Dr. Michael Hafner (Haf); Jobst Knevels (Kn); Christoph 
Kühmichel (Küh); Harald Lorenz (Lz); Sarah Omlor (Om); Mareike Schwarz (Sw); Christiane 
Strömmer (St); Dr. Annette Stumpf (Su) 
Druck: 
Hessisches Ministerium für Umwelt, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (HMULV) 
Nachdruck oder sonstige Reproduktion – auch auszugsweise – nur mit ausdrücklicher schriftlicher 
Genehmigung der Redaktion bzw. der Autor/Innen erlaubt! 

–  ES GILT DIE ANZEIGENPREISLISTE NR. 3 VOM 04.07.2003 – 
 


